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• ULBRICHTs sibirische Erinnerungen
OS. Während seiner Reise durch die 

Sowjetunion war ULBRICHT auch in Si­
birien, z. B. in den neuen Industriestädten 
Bratsk und Krasnojarsk. In den Reden, 
die er in einigen Betrieben hielt, konnte 
er sich nicht genug tun über die „gewal­
tigen Fortschritte", die Sibirien seit sei­
nem letzten Besuch gemacht habe und 
über die angebliche „brüderliche Verbun­
denheit" zwischen den Sowjetmenschen 
und den Deutschen.

Andere Erinnerungen scheinen ihn da­
bei, robust wie er ist, nicht geplagt zu 
haben. Er hat jedenfalls kein Wort über 
das Schicksal von Hunderttausenden von 
Wolgadeutschen und Tausenden von deut­
schen kommunistischen Emigranten ge­
sagt, die mit ihren Knochen und teilweise 
sogar mit ihrem Leben als Verbannte 
STALINs das heute „größte Kraftwerk der 
Welt" in Bratsk aus dem Boden stampfen 
■mißten. In Sibirien hat er auch nicht an 
seinen Besuch in Karaganda gedacht, wo 
er am 22. Dezember 1941 als Gefolgsmann 
STALINs deutsche Verbannte besuchte. 
Die hatten damals die „brüderliche Ver­
bundenheit" STALINs mit den deutschen 
Kommunisten kennengelernt. Lassen wir 
einen von ihnen zu Wort kommen. 
Wolfgang LEONHARDT schreibt in sei­
nem Buch „Die Revolution entläßt ihre 
Kinder" über den damaligen Besuch 
ULBRICHTs:

„Es war schrecklich anzusehen, wie sehr 
sich die deutschen Emigranten verändert 

hatten. Schon nach den wenigen Wochen 
Aufenthalt in Karaganda sah man ihnen 
die Leiden, Entbehrungen und Kümmer­
nisse an . . . Ein nichtsahnender Beobachter 
hätte niemals angenommen, daß hier 
Deutsche saßen .. . Die Berichte der Ge­
nossen waren erschütternd. Sie wurden 
von Kolchosvorsitzenden und Brigadefüh­
rern gedemütigt und als Deutsche be­
schimpft und verhöhnt. Schmähworte wur­
den ihnen nachgerufen und manchmal 
wurden sie auch tätlich angegriffen. In 
vielen Fällen wurden sie absichtlich in der 
Versorgung niedriger eingestuft. Bei dem 
Versuch, sich zu beschweren und auf der 
Durchführung der allgemeinen Versor­
gungsgesetze zu bestehen, war ihnen ge­
antwortet worden: ,Für Euch Deutsche 
gilt das nicht; seid froh, daß ihr überhaupt 
etwas zu essen bekommt.' . . . Wir alle er­
hielten damals — von einigen wenigen, 
die besondere Arbeit leisteten, vielleicht 
abgesehen — nur 400 Gramm nasses Brot 
am Tag, das getrocknet kaum 200 bis 
300 Gramm wog. Sonst gab es nichts: kein 
Fett, keinen Zucker, kein Fleisch."

Was aber taten ULBRICHT und seine 
heutige Frau, die damals noch als Lotte 
KÜHNE in Karaganda in seiner Beglei­
tung erschien? Hören wir, was LEON­
HARDT berichtet:

„Die Funktionäre hörten nicht sehr in­
teressiert zu und stellten keine Fragen. 
Das Schicksal der zwangsumgesiedelten 
deutschen Genossen schien diesen führen­



den Funktionären der Parteiführung der 
KPD ziemlich gleichgültig zu sein."

Dazu noch ein zweites: Auch heute noch 
leben in diesem Gebiet Zehntausende 
Deutscher, die teilweise seit Jahren ver­
suchen, zu deutschen Verwandten umge­
siedelt zu werden, darunter auch Nach­
kommen deutscher Kommunisten, die in 
Sibirien gestorben sind. Manche von ihnen 
wollen zu Verwandten in die Zone. In 
keinem der Hofberichte der kommunisti­

schen Presse steht auch nur ein Wort 
darüber, daß sich ULBRICHT für das 
Schicksal dieser Deutschen interessierte. 
Es ist ihm offenbar genau so gleichgültig, 
wie damals das Schicksal der deutschen 
Kommunisten, die vor HITLER in das 
„Vaterland der Werktätigen" geflüchtet 
waren. Anstatt menschlicher Solidarität 
überschwengliche Lobeshymnen eines 
provinziellen Sotropen über ein sowje­
tisches Elektrizitätswerk an der sibirischen 
Angara ...

Die „Rehabilitierten“
OS. Rund 500 000 Mitbürger will die 

„DDR" rehabilitieren, wie es in der zona­
len Fachsprache heißt. Unter Rehabilitie­
rung versteht man dabei allerdings nicht 
etwa, politisch Gemaßregelte wieder in 
allen Ehren ins öffentliche Leben zurück­
zuholen, sondern es geht darum, Alte, 
Sieche und Kranke wieder in den Produk­
tionsprozeß einzuordnen. Nach Meinung 
der Pankower Regierung bilden sie die 
einzige Arbeitskraftreserve, die noch aus­
zuschöpfen ist. Die Mobilisierung der 
Frauen wird nämlich, nachdem bis heute 
47 Prozent aller Beschäftigten bereits 
Frauen sind, womit die „DDR" an der 
Spitze aller europäischen Industriestaaten 
steht, nicht mehr zu steigern sein.

Das Reservoir, das die Zonenregierung 
nunmehr zu erschließen gedenkt, umfaßt 
zunächst die Schwerbeschädigten, die über 
66,6 Prozent ihrer Erwerbsfähigkeit ein­
gebüßt haben. Beschädigten mit weniger 
Minderung der Erwerbsfähigkeit wird 
auch bisher keine Rente gezahlt, sie müs­
sen also arbeiten, wollen sie nicht ver­
hungern. Eine Erhebung der Regierung 
hat ergeben, daß es in der „DDR" rund 
300 000 „Invalidenrentner" gibt, die Rente 
auf Grund einer Minderung ihrer Erwerbs­
fähigkeit von über 66% Prozent beziehen. 
Um diesem Kreis eine gewisse Arbeit 
nahezulegen, hat man in der „DDR" schon 
lange ein Gesetz, das es den Betroffenen 
erlaubt, monatlich bis zu DM 150,— neben­
her zu verdienen, ohne daß dadurch eine

Rentenminderung eintritt. Dennoch haben 
nur 21 000 (also 7 Prozent) von diesem 
„hochherzigen" Angebot Gebrauch ge­
macht. Mehr als 150 Mark will die Partei 
aber auch künftig nicht als Nebenein­
nahme dulden. Vielmehr agitiert sie die 
Invalidenrentner, sich „rehabilitieren" zu 
lassen. Darunter versteht man die Um­
schulung auf einen Beruf, den auch ein 
Mensch ausüben kann, der mehr als 
66% Prozent Schädigung aufweist. Wer 
sich rehabilitieren läßt, verliert zwar seine 
Rente, da diese aber sehr gering ist, kann 
er materiell einen Vorteil daraus ziehen. 
Ob er die Sache indes gesundheitlich lange 
durchhalten wird, steht auf einem anderen 
Blatt.

Nach Berechnung der Zonenregierung 
kommen für eine solche Rehabilitierung 
in der „DDR" noch 100 000 sonstige Perso­
nen in Frage, die bisher als erwerbsi 
unfähig galten, sowie 100 000 physisch 
und psychisch geschädigte Jugendliche. 
Alles in allem bietet sich für die Planer 
ein „letztes Aufgebot“ von insgesamt 
500 000 Personen, aus dem man einen 
möglichst hohen Prozentsatz heraus­
brechen und in die „Produktionsschlacht" 
werfen will. Das „Rehabilitierungswesen" 
sei in der „DDR“ nach Polen am weitesten 
ausgebaut, verlautet auch dem Ostberliner 
Gesundheitsministerium. Man werde 
keine Mittel scheuen, um daraus Arbeits­
kraftreserven zu mobilisieren.
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UdSSR: Anreiz für Rentner:

Weiterarbeiten wird hoch honoriert
OS. Mit einem hohen materiellen An­

reiz locken die Sowjets ihre Rentner — 
Invaliden und Alte — zur Fortsetzung 
der Arbeit. 7 Millionen Rentner hat die 
UdSSR, 600 000 davon — also 9,4 Prozent 
— arbeiteten bisher schon weiter. Die 
Mehrheit verzichtete auf die mögliche 
Weiterarbeit, da der Unterschied zwischen 
Rente und Endlohn nicht sonderlich 
attraktiv war. Der Entschluß zur Weiter- 
Arbeit ist an sich in der UdSSR leichter zu 
"fassen als anderswo, da das Pensionie­
rungsalter bei vielen Gruppen niedriger 
ist. Bergarbeiter unter Tage werden bei­
spielsweise mit 50 Jahren in den Ruhe­
stand versetzt, gewisse Schwerarbeiter­
gruppen mit 55 Jahren, Frauen mit 60 Jah­
ren und nur ein Teil nicht sonderlich ge­
förderter Berufe mit 65 Jahren. Wenn die 
pensionierten Sowjetmenschen trotzdem 
keine Lust hatten, dennoch weiter etwas 
für den „Aufbau des Kommunismus" zu 
tun, dann einfach deshalb, weil man ihnen 
in diesem Falle die Rente nahm.

Vom 1. April 1964 an ist das anders. Die 
Sowjetregierung, die glaubt, auf das Heer 
der Pensionäre nicht verzichten zu kön­
nen, hat durch ein Dekret eine „Atmo­
sphäre materieller Interessiertheit" für 
Rentner geschaffen. Im Prinzip sollen sie, 
wenn sie nach der Pensionierung Weiter­
arbeiten, neben dem Tariflohn 50 Prozent 
der Rente erhalten. In einzelnen Schwer­
punktgebieten, so im Ural und den fern­
östlichen Rayons, werden arbeitswilligen 
Rentnern sogar 75 Prozent der Rente 
neben dem Lohn zugesprochen. Bergarbei­
ter und Arbeitskräfte der Landwirtschaft, 
die nach der Pensionierung weiter arbei­
ten, behalten sogar die volle Rente neben 
dem Lohn.

Einer Einschränkung unterliegen inge­
nieur-technisches Personal, die Beschäftig­
ten des Transportwesens und des Bau­
wesens. Für sie gilt die neue Regelung 
nur dann, wenn sie nach der Pensionie­
rung in der gleichen Branche Weiterarbei­
ten.

Im Vergleich zu den Maßnahmen, die 
mit der gleichen Zielsetzung zur Zeit in 
der „DDR“ getroffen werden, schneiden 
die Sowjetmenschen wesentlich besser 
ab, wie sie überhaupt — was Rentenhöhe 
und Pensionsalter betrifft —- besser be­
treut werden. Wie es scheint, klafft die 
soziale Schere zwischen Moskau und 
Pankow immer weiter auseinander. Wäh­
rend auf der einen Seite der Weg von 
STALIN und seiner brutalen Behandlung 
gerade der Alten wegführt, stehen die 
Zeichen in der „DDR" noch immer — oder 
in dieser Hinsicht: gerade jetzt ■—- auf 
Stalinisierung.

Am 7. Oktober d. J. verschied 
im 92. Jahre unser Kamerad

Otto Lehmann-Russbueldt
(Bez. IX Wilmersdorf)

Träger des Großen Bundesver­
dienstkreuzes, geb. 1. 1. 1873, ver­
storben 7. 10. 1964. Eintritt in den 
F. B. am 1. 10. 1954. Sein Name 
schmückt ehrenvoll die Liste 1 der 
Hitlerschen Ausbürgerungslisten von 
1933—1938. Er bleibt unvergessen!

Wir beklagen den Tod unseres
Kameraden Walter Röber
Bezirksbürgermeister a. D.

(Bez. Ill Wedding)
geb. 16. 9. 1894, verstorben 5. 10. 
1964. Eintritt 25. Mai 1951. Von der 
Gründung des RB-1924 bis zur Auf­
lösung Gauvorsitzender des Gaues 
Magdeburg-Anhalt, Sitz Magdeburg.
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Aus dem Gau Nord-West
Für.den 24. und 25. Oktober d. J. ist die 

fällige Gaukonferenz nach Bremen einge­
laden worden.

Das Tagungslokal steht bei Redaktions­
schluß noch nicht fest, die Zeiteinteilung 
sieht vor, daß am Sonnabend, dem 24., von 
15 bis 18 Uhr, und am Sonntag, dem 25., 
von 9 bis 12 Uhr, getagt wird. Anschlie­
ßend soll ein gemeinsames Mittagessen 
eingenommen werden. Alter Tradition 
gemäß kommen alle Teilnehmer des Gau­
vorstandes am Sonnabend abends mit den 
Bremer Kameraden zusammen, um ge­
meinsam einige Stunden geselligen Bei­
sammenseins zu erleben.

Auf der Tagesordnung ist u. a. vorge­
sehen ein Referat über die weiteren 
Existenzmöglichkeiten auf Bundesebene, 
sodann Satzungsänderungen und Neuwahl 
des Vorstandes. Zwei Mitglieder mit

festen Funktionen im Gauvorstand aus 
dem Freiheitsbund werden sich daran be­
teiligen. E. K.

Bericht
aus dem Bezirk Weser-Ems

Am 11. Juli d. J. tagte der Bezirksvor­
stand unter der Leitung des Kam. Fritz 
Riegel in Verden/Aller.

Auf der Tagesordnung stand u. a. ein 
Bericht des Gauvorsitzenden Kam. D. We­
stermann über Auf- und Ausbau der 
Organisation auf Bundesebene.

Dieser Bericht führte zu einer regen 
Diskussion, da sich Kam. Westermanni 
nicht nur mit organisatorischen, sondert! 
auch mit politischen Fragen befaßte, da 
nach seiner Meinung beides zusammen­
gehöre. Eine zweite Sitzung mußte für die 
Fortführung der Diskussion auf den 
8. August d. J. angesetzt werden. D. W.

Bezirkliche Nachrichten:
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